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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Veriängerung des Zeitraums 
für Übergangsmaßnahmen für iandwirtschaftiiche Erzeugnisse 
in den neuen Mitgiiedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- | 
Schaft^), insbesondere auf Artikel 63 Abs. 2 der ihm 
beigefügten Akte 2), im folgenden „Beitrittsakte" 
genannt, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 63 Abs. 1 der Beitrittsakte ist eine 
übergangsfrist bis zum 31. Januar 1974 vorgesehen, 
um den für die neuen Mitgliedstaaten bestehenden 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 


Anfangsschwierigkeiten bei der Anwendung der 
gemeinsamen Marktorganisation Rechnung zu 
tragen. 

Es hat sich gezeigt, daß sich diese Schwierigkeiten 
für einige Marktbereiche nicht in der gegebenen 
Frist lösen lassen. 

Es empfiehlt sich deshalb, von der vorgesehenen 
Möglichkeit der Fristverlängerung um ein Jahr 
Gebrauch zu machen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Frist für Übergangsmaßnahmen gemäß Artikel 63 
i Abs. 1 der Beitrittsakte wird bis zum 31. Januar 
I 1975 verlängert. 

j Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
, lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Artikel 63 Abs. 1 der Beitrittsakte bestimmt, daß die 
Frist für Übergangsmaßnahmen, mit denen die 
Überleitung von der in den neuen Mitgliedstaaten 
bestehenden Regelung zu der sich aus der Anwen- 
dung der gemeinsamen Marktorganisation ergeben- 
den Regelung erleichtert werden soll, am 31. Januar 
1974 endet. In der Regel waren die Mitgliedstaaten 
in der Lage, die gemeinsame Marktorganisation in- 
nerhalb dieser Frist einzuführen. In einigen Sek- 
toren ergaben sich jedoch in wenigen Fällen Schwie- 
rigkeiten, die eine über den 31. Januar 1974 hinaus 
andauernde Übergangszeit erforderlich machen kön- 
nen. Es handelt sich hierbei um technische Anpas- 
sungsprobleme, so im Getreidesektor bei der Ver- 
arbeitung von Mais für die Gewährung einer Er- 
stattung, im Milchsektor bei der Bearbeitung von 


Magermilch zur Gewährung der Beihilfe, im Hopfen- 
sektor die Auszahlung durch Erzeugergemeinsdiaf- 
ten von Beihilfen für die Sortenumstellung und 
Neugliederung der Pflanzungen und eventuell im 
Zuckersektor bei der Verarbeitung von Erzeug- 
nissen, die in der chemischen Industrie verwendet 
werden im Hinblick auf die für weißen Zucker ge- 
währte Erstattung. Um in diesen Fällen eine Ver- 
längerung der übergangsfrist beschließen zu kön- 
nen, wird der Rat ersucht, die Frist für die Durch- 
führung von Artikel 63 Abs. 1 der Beitrittsakte 
nach dem Verfahren des Artikels 63 Abs. 2 der Bei- 
trittsakte bis zum 31. Januar 1975 zu verlängern. 
Zusätzliche Angaben für den EAGFL werden weder 
im Hinblick auf die Verlängerung der Frist noch auf 
Grund der Verlängerung der oben erwähnten be- 
sonderen Maßnahmen entstehen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Januar 1974 - 1/4 ~680 70-E- La 18/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21, Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittele 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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